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Allgemeine  
Steuerinformationen 
für die freiwillige Versicherung 
(PlusPunktRente) 
 
Die Steuerinformationen erhalten Sie auf der Grundlage des gelten-
den Steuerrechts. Änderungen der steuerrechtlichen Rahmenbedin-
gungen sind möglich, diese können sich auf Ihren Vertrag auswirken. 
 
Es stehen Ihnen zwei Möglichkeiten der staatlichen Förderung ihrer 
freiwilligen Versicherung zur Verfügung. 
 
Im Rahmen der „Riester-Förderung“ können Sie für Ihre eigenen 
Beiträge zur freiwilligen Versicherung die staatliche Förderung in 
Form von Zulagen in Anspruch nehmen. Darüber hinaus können Sie 
Steuerersparnisse erzielen, indem Sie die Beiträge zur freiwilligen 
Versicherung bei Ihrer Steuererklärung im Rahmen des Sonderaus-
gabenabzugs geltend machen. 
 
Bei der Entgeltumwandlung beauftragen Sie Ihren Arbeitgeber, einen 
von Ihnen festgelegten Teil Ihres künftigen Bruttogehalts direkt in 
Ihre freiwillige Versicherung einzuzahlen. Mit dem Verzicht auf einen 
Teil Ihres Arbeitslohnes erhalten Sie eine wertgleiche Altersversor-
gung im Rahmen der freiwilligen Versicherung. 
 
Der Umfang der Besteuerung der Leistungen aus der freiwilligen 
Versicherung in der Auszahlungsphase richtet sich danach, 
 
• ob die in der Ansparphase eingezahlten Beiträge in vollem 

Umfang, nur teilweise oder gar nicht gefördert wurden, 

• und danach, ob Sie das angesparte Deckungskapital in Form 
einer Rente, einer teilweisen Kapitalauszahlung (bis zu 30 %) 
oder einer Auszahlung des gesamten Kapitals als Einmalzah-
lung in Anspruch nehmen. 

 

Einkommensteuer 
 

Entgeltumwandlung 

In der Anwartschaftsphase 
Die Beiträge aus dem ersten Dienstverhältnis sind nach § 3 Nr. 63 
Einkommensteuergesetz (EStG) steuerfrei, soweit sie im Kalender-
jahr 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Renten-
versicherung nicht übersteigen. Für nach dem 31.12.2004 erteilte 
Versorgungszusagen erhöht sich dieser Betrag um 1.800,00 EUR. 
Dieser zusätzliche Höchstbetrag kann jedoch nicht in Anspruch 
genommen werden, wenn für den Arbeitnehmer in dem Kalenderjahr 
Beiträge nach § 40 b Abs. 1 und 2 EStG in der bis zum 31.12.2004 
geltenden Fassung pauschal besteuert werden. Weiterhin ist zu 
beachten, dass die Steuerfreigrenzen nur insoweit zur Verfügung 
stehen, wie sie vom Arbeitgeber noch nicht im Rahmen der innerhalb 
der Pflichtversicherung geleisteten Beiträge verbraucht sind.  
 
Soweit Sie im Rahmen einer umlagefinanzierten Pflichtversicherung 
Steuervorteile nach § 3 Nr. 56 EStG nutzen, reduzieren sich diese 
durch die Entgeltumwandlung. 
 
In der Rentenphase 
Wurden die gesamten Beiträge steuerlich gefördert, müssen Sie die 
Leistungen in der Auszahlungsphase in vollem Umfang versteuern (§ 
22 Nr. 5 Satz 1 EStG). 

 

Bei Kapitalauszahlung 
Sofern das Deckungskapital auf Beiträgen beruht, die im Rahmen 
der Entgeltumwandlung gefördert wurden, unterliegt eine Kapital-
auszahlung der vollen Besteuerung nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG. 

 

„Riester-Förderung“ 

In der Anwartschaftsphase 

Für individuell versteuerte Beitragsteile besteht die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme der §§ 10a, 79 ff. EStG (Förderung nach dem 
Altersvermögensgesetz - AVmG). 
 

In der Rentenphase 
Wurden die gesamten Beiträge steuerlich gefördert, müssen Sie die 
Leistungen in der Auszahlungsphase in vollem Umfang versteuern (§ 
22 Nr. 5 Satz 1 EStG). Für Leistungen aus Beiträgen, die die Höchst-
fördergrenzen überschritten haben, erfolgt eine Versteuerung nur auf 
Basis des Ertragsanteils.  

 

Bei Kapitalauszahlung 
 
Bei teilweiser Kapitalauszahlung 
Auch wenn Sie in der Ansparphase die „Riester-Förderung“ in An-
spruch genommen haben, stellt die Auszahlung von maximal 30 % 
des zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden 
Kapitals keine schädliche Verwendung dar (§ 93 EStG). Die Ent-
nahme des Teilkapitalbetrags muss bei Beginn der Auszahlungs-
phase erfolgen. Das Kapital unterliegt der vollen Besteuerung nach  
§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG. 

 

Bei vollständiger Kapitalauszahlung 
 
Soweit das Deckungskapital auf Beiträgen beruht, die im Rahmen 
der „Riester-Förderung“ gefördert wurden, stellt die Auszahlung des 
gesamten angesparten Kapitals eine sogenannte „schädliche Ver-
wendung“ dar (§ 93 EStG). „Schädliche Verwendung“ bedeutet, dass 
das geförderte Altersvorsorgevermögen nicht so verwendet wird, wie 
es vom Gesetzgeber vorausgesetzt wurde. Im Fall der schädlichen 
Verwendung sind die während der Ansparphase gewährten Alters-
vorsorgezulagen und die im Rahmen des Sonderausgabenabzugs 
festgestellten Steuerermäßigungen zurückzuzahlen. Die kvw haben 
die schädliche Verwendung der Zentralen Stelle für Altersvermögen 
(ZfA) mitzuteilen. Diese ermittelt den Rückzahlungsbetrag. Die kvw 
führen den Rückzahlungsbetrag an die ZfA ab und zahlen das 
verbleibende Kapital aus. Das ausgezahlte Kapital müssen Sie wie 
eine Leistung aus ungeförderten Beiträgen versteuern (§ 22 Nr. 5 
Satz 2 Buchst. b i.V.m. mit § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG). Die auf die 
Zulagen entfallenden Kapitalerträge sind nachgelagert zu versteu-
ern.  

 

Beitragszahlung ohne staatliche Förde-
rung 

In der Anwartschaftsphase 
Sie können auch individuell versteuerte Beiträge einzahlen, ohne 
staatliche Förderung in Anspruch zu nehmen. Hierunter fallen auch 
jene Teile der Beiträge, die über die Fördergrenzen der Entgeltum-
wandlung oder „Riester-Förderung“ hinausgehen.  

 

In der Rentenphase 
Haben Sie in der Ansparphase nicht geförderte Beiträge eingezahlt, 
müssen Sie die daraus resultierenden Leistungen nur mit dem Er-
tragsanteil versteuern. Die Höhe des Ertragsanteils richtet sich nach 
dem Alter des Steuerpflichtigen zum Rentenbeginn, bei abgekürzten 
Leibrenten (z.B. Erwerbsminderungsrenten) nach der Bezugsdauer. 
 
 
Bei teilweiser oder vollständiger Kapitalauszahlung 
Soweit das Kapital auf nicht geförderten Beiträgen beruht, ist danach 
zu unterscheiden, ob der Vertrag im Zeitpunkt der Auszahlung min-
destens 12 Jahre bestanden hat: Wenn der Vertrag im Zeitpunkt der 
Auszahlung noch nicht 12 Jahre bestanden hat, müssen Sie bei 
einer Kapitalauszahlung den Unterschiedsbetrag zwischen der 
Versicherungsleistung und der Summe der eingezahlten Beiträge 
voll versteuern (§ 22 Nr. 5 Satz 2 Buchst. b i.V.m. § 20 Abs. 1 Nr. 6 
Satz 1 EStG). Lassen Sie sich als Versicherter das Kapital erst nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres auszahlen und hat der Vertrag im 
Zeitpunkt der Auszahlung mindestens 12 Jahre bestanden, müssen 
Sie nur die Hälfte dieses Unterschiedsbetrages versteuern (§ 22 Nr. 
5 Satz 2 Buchst. b i.V.m. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 EStG).  
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Freiwillige Arbeitgeber-Höherversicherung 

In der Anwartschaftsphase 
Die Beiträge aus dem ersten Dienstverhältnis sind nach § 3 Nr. 63 
Einkommensteuergesetz (EStG) steuerfrei, soweit sie im Kalender-
jahr 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Renten-
versicherung nicht übersteigen. Für nach dem 31.12.2004 erteilte 
Versorgungszusagen erhöht sich dieser Betrag um 1.800,00 EUR. 
Dieser zusätzliche Höchstbetrag kann jedoch nicht in Anspruch 
genommen werden, wenn für den Arbeitnehmer in dem Kalenderjahr 
Beiträge nach § 40 b Abs. 1 und 2 EStG in der bis zum 31.12.2004 
geltenden Fassung pauschal besteuert werden. Weiterhin ist zu 
beachten, dass die Steuerfreigrenzen nur insoweit zur Verfügung 
stehen, wie sie vom Arbeitgeber noch nicht im Rahmen der innerhalb 
der Pflichtversicherung geleisteten Beiträge verbraucht sind.  
 
Für individuell versteuerte Beitragsteile besteht die Möglichkeit der 
„Riester-Förderung“. 
 
Soweit im Rahmen einer umlagefinanzierten Pflichtversicherung 
Steuervorteile nach § 3 Nr. 56 EStG genutzt werden, reduzieren sich 
diese. 
 
In der Rentenphase 
Wurden die gesamten Beiträge steuerlich gefördert, müssen Sie die 
Leistungen in der Auszahlungsphase in vollem Umfang versteuern  
(§ 22 Nr. 5 Satz 1 EStG). 

 

Bei Kapitalauszahlung 
Sofern das Deckungskapital auf Beiträgen beruht, die nach § 3 Nr. 
63 Einkommensteuergesetz (EStG)  gefördert wurden, unterliegt es 
der vollen Besteuerung nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG. Soweit das 
Kapital auf nicht geförderten Beiträgen beruht, ist danach zu unter-
scheiden, ob der Vertrag im Zeitpunkt der Auszahlung mindestens 
12 Jahre bestanden hat: Wenn der Vertrag im Zeitpunkt der Auszah-
lung noch nicht 12 Jahre bestanden hat, müssen Sie bei einer Kapi-
talauszahlung den Unterschiedsbetrag zwischen der Versicherungs-
leistung und der Summe der eingezahlten Beiträge voll versteuern  
(§ 22 Nr. 5 Satz 2 Buchst. b i.V.m. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 EStG). 
Lassen Sie sich als Versicherter das Kapital erst nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres auszahlen und hat der Vertrag im Zeitpunkt 
der Auszahlung mindestens 12 Jahre bestanden, müssen Sie nur die 
Hälfte dieses Unterschiedsbetrages versteuern (§ 22 Nr. 5 Satz 2 
Buchst. b i.V.m. § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 EStG).  

 

Versicherungssteuer/Erbschaftssteuer  
 
Die Beiträge für die freiwillige Versicherung sind von der Versiche-
rungssteuer befreit.  
 
Leistungen aus der freiwilligen Versicherung unterliegen dem Erb-
schaftsteuerrecht, in der Regel fällt aufgrund zu berücksichtigender 
Freibeträge aber keine Erbschaftssteuer an.  
 

Umsatzsteuer 

Beiträge und Leistungen sind von der Umsatzsteuer befreit. 
 
 
 
 
 
 
 
 

  


